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§ 1 Geltungsbereich
(1) Die Beförderungsbedingungen der Saar-Mobil GmbH gelten auf 
allen Linien und
Linienabschnitten der Saar-Mobil GmbH auf denen keine Beförderungs-
bedingungen von Verkehrsverbünden gelten.
(2) Der Fahrgast erkennt mit dem Betreten des Fahrzeugs die Beförde-
rungsbedingungen als rechtsverbindlich an; sie werden Bestandteil des 
Beförderungsvertrages.

§ 2 Anspruch auf Beförderung
(1) Anspruch auf Beförderung besteht, soweit nach den Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes und nach den aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsvorschriften eine Beförderungspflicht gegeben 
ist. Sachen und Tiere werden nur nach Maßgabe der §§ 11 und 12 
befördert.
(2) Kinder in Kinderwagen werden in Begleitung einer Aufsichtsperson 
befördert, soweit die Beschaffenheit des Fahrzeugs dies zulässt. Die 
Entscheidung über die Beförderung liegt beim zuständigen Fahr- oder 
Aufsichtspersonal (in der Folge „Personal“ genannt).

§ 3 Von der Beförderung ausgeschlossene Personen
(1) Personen, die eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung des 
Betriebes oder für die Fahrgäste darstellen, sind von der Beförderung 
ausgeschlossen. Soweit diese Voraussetzungen vorliegen, sind insbe-
sondere ausgeschlossen:
1. Personen, die unter dem Einfluss alkoholischer Getränke oder ande-
rer berauschender Mittel stehen,
2. Personen mit ansteckenden Krankheiten, 3. Personen mit Waffen, es 
sei denn, dass sie zum Führen von Waffen berechtigt sind.
(2) Kinder vor Vollendung des 6. Lebensjahres können von der Be-
förderung ausgeschlossen werden, sofern sie nicht auf der ganzen 
Fahrstrecke von Personen begleitet werden, die mindestens das 6. 
Lebensjahr vollendet haben.
(3) Über den Ausschluss von der Beförderung entscheidet das Personal. 
Auf dessen Aufforderung hin ist das Fahrzeug bzw. die Betriebsanlage 
zu verlassen.

§ 4 Verhalten der Fahrgäste
(1) Fahrgäste haben sich bei der Benutzung der Fahrzeuge so zu ver-
halten, wie es die Sicherheit und Ordnung des Betriebes, ihre eigene 
Sicherheit und die Rücksicht auf andere Personen gebieten. Anweisun-
gen des Personals ist zu folgen.
(2) Fahrgästen und anderen Personen ist insbesondere untersagt:
1. Sich während der Fahrt mit dem Fahrzeugführer zu unterhalten,
2. die Türen während der Fahrt und außerhalb der Haltestellen eigen-
mächtig zu öffnen,
3. Gegenstände aus den Fahrzeugen zu werfen oder herausragen zu 
lassen,
4. während der Fahrt auf- oder abzuspringen,
5. ein als besetzt bezeichnetes Fahrzeug zu betreten,
6. die Benutzbarkeit der Betriebseinrichtungen, der Durchgänge und 
der Ein- und Ausstiege zu beeinträchtigen,
7. in nicht hierfür besonders gekennzeichneten Fahrzeugen zu rauchen 
bzw. E-Zigaretten zu benutzen,
8. Tonwiedergabegeräte, Rundfunkgeräte, Musikinstrumente oder lär-
mende Gegenstände zu benutzen,
9. in Fahrzeugen und Haltestellenanlagen mit Fahrrädern, Rollschuhen, 
Skateboards oder dergleichen zu fahren,
10. in entsprechend gekennzeichneten Kraftomnibussen mobile Telefo-
ne (Handys) und Funkgeräte zu benutzen,
11. in Kraftomnibussen zu essen oder zu trinken.
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(3) Bei der Benutzung von Kopfhörern von Tonwiedergabegeräten ist 
die Lautstärke so zu wählen, dass andere Fahrgäste und das Fahrperso-
nal nicht gestört werden.
(4) Die Fahrgäste dürfen die Fahrzeuge nur an den Haltestellen 
betreten oder verlassen; Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des 
Personals. Soweit besonders gekennzeichnete Eingänge oder Ausgänge 
vorhanden sind, sind diese beim Betreten oder Verlassen der Fahrzeuge 
zu benutzen. Es ist zügig ein- und auszusteigen sowie in die hinte-
ren und mittleren Wagenräume aufzurücken. Wird die bevorstehende 
Abfahrt angekündigt oder schließt sich eine Tür, darf das Fahrzeug nicht 
mehr betreten oder verlassen werden. Jeder Fahrgast ist verpflichtet, 
sich im Fahrzeug stets einen festen Halt zu verschaffen.
(5) Die Beaufsichtigung von Kindern obliegt den Begleitern. Sie haben 
insbesondere dafür zu sorgen, dass sich Kinder auf Stehplätzen festen 
Halt verschaffen und auf Sitzplätzen weder knien noch stehen.
(6) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden Pflichten 
nach den Absätzen (1) bis (4), kann er von der Beförderung ausge-
schlossen werden.
(7) Bei Verunreinigung von Fahrzeugen oder Betriebsanlagen werden 
25,00 € Reinigungskosten erhoben; weitergehende Ansprüche bleiben 
unberührt. Muss der Betrag von der Verwaltung des Unternehmens 
angefordert werden, kann zusätzlich ein Bearbeitungsentgelt in Höhe 
von 5,00 € erhoben werden.
(8) Bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten hat das Personal nach 
§ 229 BGB bzw. § 127 Abs. 1 und 3 StPO das Recht, die Personalien 
festzustellen oder den Verursacher bis zum Eintreffen der Polizei fest-
zuhalten.
(9) Beschwerden sind grundsätzlich – außer in den Fällen des § 6 Abs. 
5 und § 7 Abs. 3 – nicht an das Fahr-, sondern an das Aufsichtsperso-
nal zu richten. Soweit Beschwerden nicht durch das Aufsichtspersonal 
erledigt werden können, sind sie unter Angabe von Datum, Uhrzeit, 
Wagen- und Linienbezeichnungen sowie möglichst unter Beifügung der 
Fahrkarten an die Verwaltung des befördernden Unternehmens zu rich-
ten. Auf Verlangen hat das Personal Namen und Linien- bzw. Wagen-
nummer und die für die Beschwerde zuständige Stelle anzugeben.
(10) Der Verkauf oder das Anbieten von Waren sowie die Durchführung 
von Sammlungen in Fahrzeugen und Betriebsanlagen bedürfen der aus-
drücklichen Genehmigung des Unternehmens. Betteln ist untersagt.
(11) Die von den Fahrgästen durch Beschädigung der Fahrzeuge oder 
Betriebsanlagen verursachten Kosten sind von diesen zu ersetzen.

§ 5 Zuweisung von Wagen und Plätzen
(1) Das Personal kann Fahrgäste auf bestimmte Fahrzeuge verweisen, 
wenn dies aus betrieblichen Gründen oder zur Erfüllung der Beförde-
rungspflicht notwendig ist.
(2) Das Personal ist berechtigt, Fahrgästen Plätze zuzuweisen. An-
spruch auf einen Sitzplatz besteht nicht. Sitzplätze sind für Schwerbe-
hinderte, Gehbehinderte, alte oder gebrechliche Personen, werdende 
Mütter und für Fahrgäste mit kleinen Kindern freizugeben.

§ 6 Beförderungsentgelte, Fahrkarten
(1) Für die Beförderung sind die festgesetzten Beförderungsentgelte zu 
entrichten; hierfür werden Fahrkarten ausgegeben.
(2) Der Fahrgast hat sich davon zu überzeugen, dass er die für die 
Fahrt richtige Fahrkarte besitzt. Besitzt der Fahrgast beim Betreten des 
Fahrzeuges keine für diese Fahrt gültige Fahrkarte, hat er die erforderli-
che Fahrkarte unverzüglich und unaufgefordert zu lösen.
Für die Ausgabe der Fahrkarten gilt Folgendes:
1. Der Verkauf von Fahrkarten erfolgt über Verkaufsstellen, in Fahrzeu-
gen und über Abonnementverträge.
2. Abweichungen von den Regelungen wie unter 1. sind möglich, sie 
werden örtlich bekannt gegeben.
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3. Für Fahrkarten zu tariflichen Sonderregelungen werden die Verkaufs-
bedingungen von Fall zu Fall besonders geregelt.
(3) Der Fahrgast hat die Fahrkarte bis zur Beendigung der Fahrt aufzu-
bewahren und sie dem Personal auf Verlangen unverzüglich zur Prüfung 
vorzuzeigen oder auszuhändigen.
(4) Kommt der Fahrgast seiner Pflicht nach den Absätzen (2) bis (3) 
trotz Aufforderung nicht nach, kann er von der Beförderung ausge-
schlossen werden; die Pflicht zur Zahlung eines erhöhten Beförde-
rungsentgeltes nach § 9 bleibt unberührt.
(5) Beanstandungen der Fahrkarte sind unverzüglich vorzubringen. 
Spätere Beanstandungen bleiben unberücksichtigt.
(6) Das Bearbeitungsentgelt für eine schriftliche Fahrpreisauskunft 
kann vom Verkehrsunternehmen festgesetzt und erhoben werden.

§ 7 Zahlungsmittel
(1) Das Verkehrsunternehmen kann verlangen, dass das Fahrgeld 
abgezählt gezahlt wird.
(2) Das Fahrpersonal ist nicht verpflichtet, Geldbeträge über 10,00 
Euro zu wechseln und Cent-Stücke im Betrag von mehr als 10 Cent 
sowie erheblich beschädigte Geldscheine und Münzen anzunehmen.
(3) Soweit das Fahrpersonal Geldbeträge über 10,00 Euro nicht wech-
seln kann, ist dem Fahrgast eine Quittung oder ein Überzahlungsgut-
schein über den zurückbehaltenen
Betrag auszustellen. Es ist Sache des Fahrgastes, das Wechselgeld 
unter Vorlage der Quittung bei der Verwaltung bzw. dem Kundencenter 
abzuholen. Ist der Fahrgast mit dieser Regelung nicht einverstanden, 
hat er die Fahrt abzubrechen.
(4) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Fahrpersonal 
ausgestellten Quittung müssen sofort vorgebracht werden.

§ 8 Ungültige Fahrkarten
(1) Fahrkarten, die entgegen den Beförderungsbedingungen oder den 
Tarifbestimmungen benutzt werden, sind ungültig und werden eingezo-
gen; dies gilt auch für Fahrkarten, die
1. nicht vorschriftsmäßig ausgefüllt sind und trotz Aufforderung nicht 
sofort ausgefüllt werden,
2. nicht mit einer gültigen Wertmarke versehen sind, soweit die Tarifbe-
stimmungen eine solche vorsehen,
3. zerrissen, zerschnitten oder sonst stark beschädigt, stark be-
schmutzt oder unleserlich sind oder unerlaubt eingeschweißt oder 
laminiert sind, sodass sie nicht mehr geprüft werden können,
4. eigenmächtig geändert sind,
5. von Nichtberechtigten benutzt werden,
6. zu anderen als den zulässigen Fahrten benutzt werden,
7. wegen Zeitablaufs oder aus anderen Gründen verfallen sind,
8. ohne das erforderliche Lichtbild benutzt werden,
9. nur als Kopie vorgelegt werden.
(2) Fahrkarten, die nur in Verbindung mit einem Berechtigungsausweis 
oder amtlichen Lichtbildausweis gelten, sind ungültig und können ein-
gezogen werden, wenn dieser Ausweis auf Verlangen nicht vorgezeigt 
werden kann.
(3) Fahrgeld für eingezogene Fahrausweise wird für die unter Abs. 
1 genannten Fälle nicht erstattet. Wird ein Fahrausweis zu Unrecht 
eingezogen, zahlt das Verkehrsunternehmen den Preis für ersatzweise 
gelöste Fahrausweise gegen Vorlage oder Einsendung einschließlich 
einfacher Portogebühren zurück. Ferner werden die Mehrkosten er-
stattet, die durch die ungerechtfertigte Einziehung des Fahrausweises 
bedingt für die Benutzung von Verkehrsmitteln im saarVV entstanden 
sind. Der eingezogene Fahrausweis wird zurückgegeben, sofern er noch 
für weitere Fahrten Gültigkeit besitzt. Weitergehende Ersatzansprüche, 
insbesondere für Zeitverlust oder Verdienstausfall, sind ausgeschlos-
sen.
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§ 9 Erhöhtes Beförderungsentgelt
(1) Ein Fahrgast ist zur Zahlung eines erhöhten Beförderungsentgeltes 
verpflichtet, wenn er
1. für sich und mitgeführte Sachen It. §§ 11 und 12 keine gültige Fahr-
karte erworben hat,
2. eine gültige Fahrkarte erworben hat, diese bei der Überprüfung 
jedoch nicht vorzeigen kann,
3. die Fahrkarte auf Verlangen nicht unverzüglich zur Prüfung vorzeigt 
oder aushändigt.
Eine Verfolgung im Straf- oder Bußgeldverfahren bleibt unberührt.
(2) In den Fällen des Abs. (1) wird das doppelte Beförderungsentgelt 
für die bereits zurückgelegte Strecke bis zum nächsten Haltepunkt, 
mindestens jedoch das gesetzlich festgelegte Bußgeld, erhoben. Wenn 
der Fahrgast die tatsächlich zurückgelegte Strecke nicht nachweisen 
kann, erfolgt die Fahrpreisberechnung vom Ausgangspunkt der Linie 
bzw. für die gesamte zurückgelegte Strecke. Für die Weiterfahrt ist ein 
nach geltenden Tarifbestimmungen gültiger Fahrausweis zu erwerben.
(3) Kann das erhöhte Beförderungsentgelt nicht unverzüglich entrichtet 
werden, so erhält der Fahrgast nach Feststellung der Personalien eine 
schriftliche Zahlungsaufforderung. Das erhöhte Beförderungsentgelt ist 
binnen einer Woche an das Verkehrsunternehmen zu entrichten. Für 
jede schriftliche Zahlungsaufforderung wird ein Bearbeitungsentgelt 
laut Aushang des Unternehmens erhoben.
(4) Das erhöhte Beförderungsentgelt ermäßigt sich im Falle von Abs. 
1 Nr. 2 auf 7,00 Euro, wenn der Fahrgast binnen einer Woche ab dem 
Feststellungstag bei der Verwaltung des Verkehrsunternehmens nach-
weist, dass er zum Zeitpunkt der Feststellung Inhaber einer gültigen 
persönlichen Zeitkarte war.
(5) Bei der Verwendung von ungültigen Zeitkarten bleiben weiterge-
hende Ansprüche des Unternehmens unberührt.

§ 10 Erstattung von Beförderungsentgelt
(1) Wird eine Fahrkarte nicht zur Fahrt benutzt, so wird das Beförde-
rungsentgelt auf Antrag gegen Vorlage der Fahrkarte erstattet. Beweis-
pflichtig für die Nichtbenutzung der Fahrkarte ist der Fahrgast.
(2) Für Einzelfahrkarten und Tageskarten wird der Fahrpreis nicht er-
stattet, es sei denn, das Verkehrsunternehmen hat die Nichtbenutzung 
oder Teilbenutzung zu vertreten.
(3) Tageskarten aus dem Vorverkauf werden bis zum Vortag des 1. Gel-
tungstages gegen Gebühr erstattet.
(4) Wird eine Zeitkarte nicht oder nur teilweise benutzt, so wird das 
Beförderungsentgelt anteilig erstattet. Je Benutzungstag werden abge-
zogen:
– bei wöchentlicher Geltungsdauer 25 % des Preises
– bei monatlicher Geltungsdauer 5 % des Preises
– bei jährlicher Geltungsdauer 1/30 des auf monatliche Teilbeträge 
umgerechneten Beförderungsentgeltes.
Eine Erstattung wird nur bei einer mit Ausgehunfähigkeit verbundenen 
Krankheit von mehr als 28 zusammenhängenden Tagen durchgeführt. 
Dies muss durch ein ärztliches Attest oder die Bescheinigung eines 
Krankenhauses nachgewiesen werden.
Für die Nachberechnung ist der Zeitpunkt der Rückgabe oder Hinter-
legung der Fahrkarte oder das Datum des Poststempels der Übersen-
dung maßgeblich. Ein früherer Zeitpunkt kann bei nicht übertragbaren 
Fahrkarten nur berücksichtigt werden, wenn die Bescheinigung eines 
Arztes, eines Krankenhauses oder einer Krankenkasse über Reiseunfä-
higkeit oder Tod des Fahrgastes vorgelegt wird. Das Verlustrisiko beim 
Versand trägt der Kunde. Der Erstattungsbetrag wird auf volle Euro-Be-
träge abgerundet. Übertragbare Zeitkarten sind von der Erstattung bei 
Nichtbenutzung ausgeschlossen.
(5) Die Ausschlussfrist für Anträge auf Erstattung beträgt 3 Monate.



		  Beförderungsbedingungen	 Saar-Mobil GmbH

Seite 7

(6) Anträge nach den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich – spätestens 
innerhalb einer Woche nach Ablauf der Geltungsdauer der Fahrkarte – 
bei der Verwaltung des Verkehrsunternehmens zu stellen.
(7) Das Verkehrsunternehmen kann eine Bearbeitungsgebühr sowie 
Überweisungsgebühren von dem zu erstattenden Betrag abziehen, so-
weit nicht das Unternehmen die Nicht- oder Teilbenutzung zu vertreten 
hat.
(8) Ein Anspruch auf Erstattung des entrichteten Beförderungsentgeltes 
besteht nicht:
– bei Ausschluss von der Beförderung nach § 3
– für verlorene oder abhanden gekommene Fahrkarten.

§ 11 Beförderung von Sachen
(1) Ein Anspruch auf Beförderung von Sachen besteht nicht. Hand-
gepäck und sonstige Sachen werden bei gleichzeitiger Mitfahrt des 
Fahrgastes und nur dann befördert, wenn dadurch die Sicherheit und 
Ordnung des Betriebes nicht gefährdet und andere Fahrgäste nicht 
belästigt werden.
(2) In den Fahrzeugen ist die Mitnahme von Fahrrädern gestattet.
Als Fahrräder gelten einsitzige Pedelecs und Zweiräder ohne Hilfsmotor. 
Fahrräder im zusammengeklappten Zustand gelten als Sache.
 - Jeder Fahrgast darf nur ein Fahrrad mit sich führen.
 - Die Beförderung von Fahrrädern erfolgt nur im Rahmen der vorhan-
denen Platzkapazitäten und nur auf dafür geeigneten Abstellflächen, 
Fahrräder werden auf eigene Gefahr mitgenommen. Jede Haftung des 
Verkehrsunternehmens bei Beschädigung des Fahrrades ist ausge-
schlossen.
(3) Die Mitnahme von fahrbaren Gehhilfen (Rollatoren), Rollstühlen und 
Kinderwagen von mobilitätseingeschränkten Personen hat Vorrang.
 - Rollstühle müssen dem internationalen Standard nach ISO 7193 ent-
sprechen und dürfen nachstehende Maße: max. Länge 1.200 mm, max. 
Breite 700 mm und ein Gewicht bismax. 200 kg oder zur angegebenen 
Tragfähigkeit von Rampen nicht überschreiten.
(4) Von der Beförderung sind gefährliche Gegenstände und Stoffe aus-
geschlossen, insbesondere:
1. explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übelriechende 
oder ätzende Stoffe,
2. unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste verletzt 
werden können,
3. Gegenstände, die über die Wagenumgrenzung hinausragen.
(5) Nach Möglichkeit soll das Personal dafür sorgen, dass Kinderwagen 
für mitreisende Kinder und Rollstühle von Gehbehinderten vorrangig 
mitgenommen werden können. Das Personal entscheidet im Einzelfall.
(6) Der Fahrgast hat mitgeführte Sachen so unterzubringen und zu 
beaufsichtigen, dass die Sicherheit und Ordnung des Betriebes nicht 
gefährdet und andere Fahrgäste nicht belästigt werden können. Für 
Schäden an der Sache und sonstige Folgen durch unsachgemäße Un-
terbringung haftet der Fahrgast.
(7) Das Personal entscheidet im Einzelfall, ob Sachen zur Beförderung 
zugelassen werden und an welcher Stelle diese im Fahrzeug unterzu-
bringen sind.

§ 12 Beförderung von Tieren
(1) Für die Mitnahme von Tieren gilt § 11 Abs. 1, 6 und 7 sinngemäß.
(2) Hunde werden nur unter Aufsicht einer hierzu geeigneten Person 
befördert. Hunde, die nicht in artgerechten Behältnissen, wie Handge-
päck, untergebracht sind und Fahrgäste gefährden können, müssen auf 
Verlangen des Personals einen für sie geeigneten Maulkorb tragen. Sie 
sind an der Leine zu führen.
(3) Blindenhunde, die einen Blinden begleiten, sind stets zur Beförde-
rung zugelassen.
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(4) Sonstige Tiere dürfen nur in geeigneten, artgerechten Behältern 
mitgenommen werden.
(5) Tiere dürfen nicht auf Sitzplätzen untergebracht werden.

§ 13 Fundsachen
(1) Fundsachen sind gemäß § 978 BGB unverzüglich dem Personal 
abzuliefern. Eine Fundsache wird an den Verlierer durch das Fundbüro 
des Unternehmens gegen Zahlung eines Entgeltes für die Aufbewah-
rung zurückgegeben. Sofortige Rückgabe an den Verlierer durch das 
Betriebspersonal ist zulässig, wenn er sich einwandfrei als Verlierer 
ausweisen kann. Der Verlierer hat auf Verlangen den Empfang schrift-
lich zu bestätigen.
(2) Ansonsten gelten die jeweiligen Bestimmungen des Verkehrsunter-
nehmens.

§ 14 Haftung
(1) Das Verkehrsunternehmen haftet für die Tötung oder Verletzung 
eines Fahrgastes und für Schäden an Sachen, die der Fahrgast an sich 
trägt oder mit sich führt, nach den allgemein geltenden Bestimmun-
gen. Für Sachschäden ist die Haftung auf 1.000,00 Euro je beförderter 
Person begrenzt.
(2) Die Begrenzung der Haftung gilt nicht, wenn der Sachschaden 
auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen ist. Bei einem 
vom Unternehmer verursachten Verlust oder einer Beschädigung von 
Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräten umfasst die 
Entschädigung jedoch mindestens den Wiederbeschaffungswert oder 
die Reparaturkosten der verlorenen oder beschädigten Ausrüstung oder 
Geräte.

§ 15 Verjährung
(1) Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in 3 Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit der Entstehung des Anspruchs.
(2) Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vor-
schriften.

§ 16 Ausschluss von Ersatzansprüchen
(1) Abweichungen von Fahrplänen durch Verkehrsbehinderungen, 
Betriebsstörungen oder -unterbrechungen sowie Platzmangel und un-
richtige Auskünfte begründen keine Ersatzansprüche.
(2) Es wird keine Gewähr für das Einhalten von Anschlüssen übernom-
men.

§ 17 Gerichtsstand
Der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten, die sich aus dem jeweiligen 
Beförderungsvertrag ergeben, ist der Sitz des Verkehrsunternehmens.

Stand April 2017
Für Druckfehler, Änderungen und Irrtümer wird nicht gehaftet.
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Notizen:



Saar-Mobil GmbH
Industriegelände 
Am Bahnhof 7
66346 Püttlingen
Fon 06898 56 91 50
Fax 06898 56 91 599
post@saar-mobil.de
www.saar-mobil.de

Kundenzentrum St. Ingbert
Stadtbusbüro
Am Markt 9
66386 St. Ingbert
Fon 06894 13 123

Kundenzentrum St. Wendel
TourRondo
Mommstr. 4a
66606 St. Wendel
Fon 06851 80 60 404
Fax 06851 80 60 286
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